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Gemäss dem eidgenössischen Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetz ist die Akkreditie-
rung Voraussetzung dafür, dass sich die Fachhochschule Nordwestschweiz FHNW als Fachhoch-
schule bezeichnen darf und die im Gesetz vorgesehenen Bundesbeiträge erhält. Die Akkreditie-
rung gilt auch für die in die FHNW integrierte Pädagogische Hochschule, die sich damit ebenfalls 
weiterhin als Pädagogische Hochschule bezeichnen darf. 

Die FHNW erhielt am 6. April 2020 einen positiven Akkreditierungsbescheid. Gemäss dem 
Schweizerischen Akkreditierungsrat ist dieser gültig bis am 26. März 2027.  

Im Jahr 2027 wird die erneute Akkreditierung im Sinne der Reakkreditierung anstehen. Wie dem 
Bericht zum Leistungsauftrag 2018–2020 der Fachhochschule Nordwestschweiz zu entnehmen ist, 
verlangt eine Akkreditierung einen gewissen zeitlichen Vorlauf, um die notwendigen Voraussetzun-
gen zu erfüllen.  

Da insbesondere die PH FHNW als Institut der FHNW immer wieder in der Kritik steht, wie die Be-
fragungen der Studierenden in den Jahren 2013 bis 2020 und Rückmeldungen aus den Schulen 
zeigen, stellt sich die Frage, wie die Qualität der Bildungsinstitution fachlich verbessert werden 
kann, sodass sie langfristig Ausbildungen auf einem hohen Niveau anbieten kann, und eine hohe 
Zufriedenheit bei den Studierenden und eine hohe Praxistauglichkeit erreicht werden kann. Die 
Studierenden monieren insbesondere die mangelnde «Verknüpfung von Theorie und Praxisantei-
len», den nicht ausreichenden «Erwerb berufsrelevanter Funktionen» und die nicht ausreichende 
«Praxisorientierung in der Lehre und im Lehrangebot». Die Schulen bemängeln ebenfalls den feh-
lenden Praxisbezug der Studierenden zum Schulalltag und die ungenügenden Kenntnisse des Bil-
dungssystems und der aktuellen Lehrmittel.  

Da die erneute Akkreditierung erst im Jahr 2027 ansteht, könnte die Zeit bis dann genutzt werden, 
um wesentliche Verbesserungen anzustreben, entsprechende Anpassungen vorzunehmen und 
umzusetzen.  
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Deshalb bitte ich den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen:  

1. Ist es vorgesehen, die Zeit bis zur Reakkreditierung im März 2027 für Anpassungen bei 
den Studiengängen der PH FHNW zwecks einer Qualitätsverbesserung der Studiengänge 
insbesondere hinsichtlich ihres Praxisbezugs, der für Berufsausbildungen und die an-
schliessende Berufstätigkeit einen zentralen Aspekt darstellt, zu nutzen? 

2. Gibt es bereits entsprechende Vorschläge für Anpassungen oder Neuausrichtungen von 
Studiengängen in der Lehrpersonenausbildung? 

3. Wenn ja:  
a. Wie sieht der Zeitplan aus für die Planung, Vernehmlassung und Beschliessung von 

eventuellen Anpassungen und Neuausrichtungen? 
b. In welchen Gremien werden eventuelle Anpassungen bzw. Neuausrichtungen vor-

bereitet? 
c. Wie sehen die eventuellen Anpassungen und Neuausrichtungen aus? 
d. Welche Folgen hätten sie für die Baselbieter Schulen und Lehrpersonen? 
e. Welche Partner werden in die Vorbereitungsarbeiten im Sinne der Mitwirkung bzw. 

der Vernehmlassung einbezogen? Gilt auch in diesem Fall das Prinzip des vierkan-
tonalen Einverständnisses?   

f. In welcher Form ist es den politischen Gremien möglich, Einfluss zu nehmen auf 
entsprechende Anpassungen und Neuausrichtungen dieser öffentlichen, staatlich 
finanzierten Institution? 

4. Hat der Regierungsrat Einfluss auf die Ausgestaltung von Studiengängen hinsichtlich An-
passungen bzw. Neuausrichtungen? 

5. Wenn ja: 
a. Welche Grundsätze sind aus Sicht der Regierung hinsichtlich der Ausgestaltung 

von Studiengängen wichtig?  
b. Inwiefern berücksichtigt sie bei der Stellungnahme die möglichen Folgen von Ver-

änderung bei der Ausgestaltung von Studiengängen für das Baselbieter Schulsys-
tem und für die Lehrpersonen? 

6. Sieht der Regierungsrat eine Möglichkeit, die Organisationen der Praxis wie AKK, LVB und 
SLKs vierkantonal stärker in den Prozess der Reakkreditierung miteinzubeziehen? 

 

 


